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Inſerate 


Bei dem herannahenden Ende des Viertel⸗ 
jahres erſuchen wir unſere Leſer um rechtzei⸗ 
tige Erneuerung ihres Abonnements, damit 
ſie das Blatt ohne Unterbrechung regelmäßig 
ele n Gleichzeitig erſuchen wir unſere 

eſer, durch größtmöglichſte Verbreitung un⸗ 
ſeres Blattes demſelben ihre Unterſtützung 
zukommen zu laſſen. EIER : 
ueber etwaige Unregelmäßigfeiten in der 
Zuſtellung unſeres Blaktes erſuchen wir, bei 
dem betreffenden Spediteur oder der betref⸗ 
fenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da 
wir von hier aus unſer Blatt regelmäßig ver: 
ſenden. 


— 


Die Regierung und die konſervative Partei. 


Vor vierzehn Tagen zeigten wir, daß die meiſten 
Leute, welche man ſo zur konſervativen Partei rechnet, 
eigentlich ſelbſt nicht recht wiſſen, was ſie wollen, wenn 
ſie auch in anderen Dingen ganz verſtändig ſein mögen. 
Aber in Staats- und Kreis- und Gemeinde ſachen 
ſelbſt zu denken und ſelbſt etwas zu thun, iſt ihnen 
viel zu unbequem Dabei ärgern fie ſich doch, daß ihre 
freifinnigeren Mitbürger die Hände 115 auch in den 
Schooß legen und nicht auch haben wollen, daß die Re⸗ 
gierung und die Beamten in den Dingen, die doch das 
ganze Land und jeden Einzelnen angehen, Alles blos nach 
ihrem eigenen Kopf thue. Dieſe guten Konſervativen 
halten es zugleich für höchſt weiſe und höchſt patriotiſch, 
wenn ſie blindlings Jedem nachlaufen, der ſich vor ihnen 
als ein beſonders eifriger Freund der gegenwärtigen 
Regierung geberdet. Nur ſehen ſie nicht, daß ſie damit 
nicht einmal immer dem Miniſter einen Gefallen thun, 
ae daß fie eben fo oft nur für die rothe Reaktion 

ie Kaſtanien aus dem Feuer holen. Sie werden das 
freilich erſt merken, wenn die Sache ihnen ſelbſt zu Haus 
und Hof kommt, und wenn ſie nicht blos die Finger, 
ondern obenein die ganze Hand und den ganzen Arm 
ich recht gehörig verbrannt haben. 


Als wir dieſe unſere Gedanken, wenn auch in etwas 
anderen Worten niederſchrieben, da erwarteten wir nicht 
anders, als daß die Herren der Regierung uns recht hart 
anlaſſen würden. Wir dachten, daß wenn gar einer 
unſerer Vertreter im Abgeordnetenhauſe eben fo ſprechen 
ſollte, wie wir, daß dann wohl gar ein Miniſter ſelbſt 
aufſtehen und ſich alle erdenkliche Mühe geben würde, 
um ihm eine andere und beſſere Meinung von der kon⸗ 
ſervativen Partei im Lande beizubringen. Denn die 
Herren Miniſter haben ja ſchon hundert Mal erklärt, 
daß gerade dieſe Partei eine ganz unentbehrliche 
Stütze für ihre Regierung ſei. 

Aber nichts von alle dem geſchah. Im Gegentheil 
trat das ganz Unglaubliche ein. Denn kaum war unſere 


[Nummer 9, in der alles das zu leſen ſtand, aus der 


Druckerei berausgekommen, als auch ſchon der Miniſter 
des Imern, der Graf Eulenburg, im Abgeordneten⸗ 
hauſe ſich erhob (es war am 3. März), um die Schwäche 
jener Partei, wenn auch nicht mit denſelben Worten, 
doch genau in demſelben Sinne und nicht weniger ſcharf 
u ſchildern, wie wir ſelbſt es nur fo eben gethan 
atten. Von der rothen Reaktion ſprach er allerdings 
nicht. Doch ſagte er unter Anderem: „Eine konſervative 
Partei hat an und für ſich keinen großen Trieb zur 
Regſamkeit.“ In Preußen aber iſt ſie noch nicht ein⸗ 
mal „der Intereſſen des Landes, und darum ihres 
eigenen Intereſſes wegen“ konſervativ, ſondern ſie iſt 
es nur „um der Regierung willen.“ Darum iſt 
ſie auch durchaus nicht „thatkräftig und opferwillig“; 
erſt, wenn fie das fein wird, wird. es, wie der Herr 
Miniſter meint, „beſſer ſteben in Preußen.“ Nun, wir 
ſtimmen dem Miniſter in alle dem vollkommen bei, auch 
darin, daß es beſſer in Preußen ſtehen wird, wenn auch 
alle diejenigen Konſervativen „thatkräftig und opferwillig“ 
ſein werden, die doch in ihrem Hauſe, in ihrem Geſchäft 
und in ihrer Wirthſchaft ſich als ganz verſtändige und 
wackere Männer beweifen. Denn „fthatkräftig und opfer⸗ 
willig“ auch in Staats-, Kreis- und Gemeinde⸗ 
ſachen werden fie erſt dann werden, wenn ſie über dieſe 
Dinge eben fo verſtändtg und rechtlich nachdenken, wie 
über ihre eigenen häuslichen Angelegenheiten. Wenn ſie 


Yun, dirket nm pi 
darauf verlaſſen — dann werden ſie auch aufhören, kon⸗ 
ſervativ in dem landläufigen Sinne des Wortes zu 
ſein. Am allerwenigſten aber werden ſie für ein budget⸗ 
loſes Regiment, für dreijährige Dienftzeit und für Maß⸗ 
regelung von 1 und Lehrern ſtimmen. Wir hoffen 
ſogar, daß gar Manchem von ihnen ſchon jetzt die Augen 
über ſich ſelbſt und feine bisherigen Irrthümer auf chen 
werden, wenn er nur die Schilderung lieſt, die 99155 
ein Miniſter von der konſerbaliven Partei gemacht hat. 

Was wir aber hoffen, das e natürlich die 
Leute, die das gegenwärtige Miniſterium um jeden Preis 
erhalten möchten. Darum hat u. A. die „Provinzial⸗ 
korreſpondenz“ ſich gar ſehr gehütet, die Rede des Grafen 
Eulenburg jo abzudrucken, wie er fie wirklich gehalten 
hat. Sie läßt vielmehr bei Wiedergabe derſelben alle 
von uns angeführten Stellen vollſtändig weg. Nur 
paſſürt ihr dabei das Unglück, noch ein anderes von uns 
nicht anzeführtes Wort ihren Leſern zum Beſten zu 
geben, nämlich das, daß die „konſervative Partei weſent⸗ 
lich geneigt“ ſei, „von der Regierung Impuls (d. h. An⸗ 
reizung) und Stütze zu erwarten.“ Natürlich muß da 
Jedermann fragen: „Wie iſt es der Regierung mözlich, 
daß ſie auf eine Partei ſich ſtützen will, die ja gerade 
umgekehrt von ihr geſtützt zu werden verlangt? Wie 
kann die Regierung gar erwarten, mit Hülfe dieſer nicht 
„tbatkräftigen“, nicht „opferwilligen“ Partei die ſogar 
noch t:ägere Maſſe derer an ſich heranzuziehen, die der 
Herr Miniſter die apathiſche Partei nennt?“ Er nennt 
nämlich „apathiſch“ die große Maſſe derer, die um die 
öffentlichen Angelegenheiten ſich noch viel weniger be⸗ 
kümmern, als die Mehrzahl der Kenſervativen. Es ſind 
die, von denen ein anderes regierungsfreundliches Blatt 
ſagt, daß ſie trotz der Aufforderungen von Seiten aller 
Parteien, daß ſie „ſogar trotz der Aufforderungen der 
Regierung“ ſich bis jetzt noch nicht einmal entſchloſſen 
haben, bei den Wahlen blos ihre Stimmen abzugeben. 
Indeß der Herr Miniſter meint, daß die Regierung 
gerade aus jenen „Konſerva iven“ und gar dieſen 
„Apathiſchen“ d. h. „Stumpfſinnigen“ (ſo ſteht wenig⸗ 
ſtens im Griechiſchen Lexikon) doch „mit der Zeit“ 
eine Majorität „für ſich gewinnen“ werde. Dabei 
räumte er zu unſerer lebhaften Genugthuung ein, daß 
die Regierung ſchlechterdings eine Majorität für ſich 
1 155 müſſe, weil ſie ohne dieſelbe „auf die 

änge nicht heilſam wirken“ könne. 

Gewiß kann eine Regierung nicht heilſam wirken, 
wenn ſie nicht die Majorität, das heißt aber, die Majo⸗ 
rität der „thatkräftigen und opferwilligen“ 
Männer im Lande für ſich hat, ja, ſie kann 175 
18555 Majorität nicht einmal „auf die Länge“ be⸗ 
tehen. Was aber uns und dem Lande und was der 
Regierung ſelbſt eine Majerität nützen fell, die aus den 
von dem Miniſter geſchilderten „Konſervativen“ und 
„Apathiſchen“ zuſammengeſetzt wäre, das können wir 
trotz alles Kopfzerbrechens nicht begreifen. Ja, wir be⸗ 
greifen nicht einmal, wie der Miniſter ſolch eine Majo⸗ 
rität auch nur zu Stande bringen will. Seine „Kon⸗ 


ti nich 


erde m Dod nit 
Allerdings rechnet der Graf Eulenburg 


; ; u den 
Mitteln, durch die man „eine ſolche Majorität für ſich 


zu gewinnen“ im Stande ift, auch die Einwirkung 
der Landräthe und anderer Beamten und er 
erklärt, daß es ganz und gar keine Pflichtwidrigkeit jet 
wenn „eine direkte Aufforberang an die könig⸗ 
lichen Beamten, für das Zuſtandekommen von 
Wahlen zu wirken welche der Regierung günſtig 
9155 von dem „Miniſter des Innern“ erlaſſen 
wird. 

Wir meinen zwar, daß jede amtliche Einwirkung au 
die Wahlen dem Weſen eines freien und eines Nag 
ftaatıö, und eben fo dem Geiſte unſerer Preußiſchen 
Verfaſſung widerſpricht, aber wir ſtreiten mit dem 
Herrn Miniſter darüber nicht. Wir bezweifeln jedoch 
aus den triftigſten Gründen, daß eine Regierung in 
Preußen nur mit ſolchen Mitteln aus ſolchen 
Elementen jemals wieder eine Majorität zu Stande 
bringen werde. Brächte ſie ſie aber zu Stande, wie 
es Napoleon III. bei ſeinen Franzoſen allerdings bis 
jetzt geglückt iſt: nun ſo können wir den Miniſtern nur 
unſere früheren Worte wiederholen: „Eine ſolche 
Majorität gleicht jenem Aegyptiſchen Rohr⸗ 
ſtabe, der die Hand deſſen durchbohrt, der ſich 
auf ihn ſtützen will“ 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Im Abgeordnetenhauſe hat eine ſehr lebhafte 
Debatte wegen der Stellung der freien Gemeinden ſtatt⸗ 
gefunden. ieſelben finden bis jetzt in Preußen, in dem 
Staate, in welchem, nach dem Ausſpruche Friedrichs des Gro⸗ 
ben, vor hundert Jahren jeder nach feiner Facon ſeelig wer⸗ 
den konnte, noch immer keine vollſtändige Anerkennung ihrer 
Rechte. Nach der Erklärung, welche der Kultusminister ab⸗ 
penehem hat, foll daran auch nichts geändert werden. Jetzt 
beſchäftigt ſich das Haus mit dem Budgetbericht, über den 
wir ſchon früher unſeren Leſern Mittheilung gemacht haben, 
und der dem Hauſe die Annahme von ſechs Reſolutionen 
empfiehlt, welche wir ihrer Wichtigkeit wegen heut noch ein⸗ 
mal wiederholen. Der Schlußantrag lautet: 

„Das Haus wolle beſchließen, der Staatsregierung gegen⸗ 
über zu erklären: - 

J. In dem vorgelegten Staatshaushalts - Stat iſt eine 
richtige Vertheilung der Staatsausgaben nicht zu erkennen. 

11. Der Militär - Etat bedarf einer weſentlichen Um⸗ 
geſtaltung und Ermäßigung. 

III. Für produktive Anrecht, eg Wege⸗ 
bauten, Landesmeliorationen, für Unterricht und 2 iſſenſchaft, 
desgl. für Verbeſſerung der Gehätter der Lehrer, der Subaltern⸗ 
und Unterbeamten ſind größere Summen wie bisher zu verwenden. 

Der gegenwärtige Zeitpunkt iſt geeignet eine Re⸗ 
form und Ermäßigung drückender oder zweckwidrig angelegter 
Staatskoſten, namentüch die Herabſetzung der Gerichtekoſten 
und des Briefporto's und die Aufhebung des Salzmonopols 
in Angriff zu nehmen. 5 
V. Die Gebäudeſteuer ift unter Ueberlaſſung des Ueber 
n 85 an die Gemeinden auf den urſprünglich veranſchlag⸗ 
ten Betrag von 2,843,280 Thlr. jährlich feſtzuſtellen 

Vi. Es iſt eine geſetzliche Umwandlung der Klaſſen. und 
Einkommenſteuer dahin vorzunehmen, daß die Anzahl von 
Monatsraten, welche zur Deckung des Bedarfs zu erheben 


find, innerhalb des geſetzlichen Maximums von 12 Monats- 
raten jährlich durch 8 t ! 

Hierzu hat der Abg. Virchow und Gen. einen Antrag 
VII. geftellt, durch welchen das Miniſterium aufgefordert 
werden ſoll, ſchon in dem diesjährigen Budget Abänderungen 
zu treffen, welche den Punkten 1—III entſprechen. Die ſehr 
lebhafte und fehr . Debatte währt bei dem 79 
91 85 diesmaligen 


worden, welche die Abſicht haben, eine Verſöhnung Helles 


in demſelben den Forderungen der Regierung die allergrößten 
Konzeſſionen gemacht werden, fo 115 doch der Se nal 
oder deſſen Vertreter bei den Verhandlungen noch Feine Mit- 
theilung gemacht, welche auf eine Neigung der Regierung 
a auf die verſöhnlichen en die ſich in die⸗ 
en Amendements zeigen, einzugehen. 

Im vierten Berliner Wahlbezirk ift bei der Nachwahl 
der Aſſeſſor Lasker, Mitglied der Fortſchrittspartei, gewählt 
worden. Der Kandidat der konſervativen Partei, der frühere 
Oberbürgermeiſter Krausnick erhielt bei der Wahl eine Stimme. 
— In Loa ift bei der Nachwahl der Gutsbeſitzer Ebhard, 
Mitglied der Fortſchrittspartei, mit 211 gegen 130 Simmen 
gewählt worden. . , 

Aus der Provinz Preußen mehren fih die Nachrichten 
von Weigerungen, die neue Gebäudeſteuer zu zahlen. 

In Potsdam find zwei Rechtsanwälte vom Disziplinar- 
gerichtshofe zu einem Verweiſe verurtheilt worden, weil fie 
ohne Genehmigung des Kammergerichtöpräfidenten in die 
Stadtverordnetenverſammlung eingetreten waren. Der Rechte ⸗ 
anwalt Beer zu Saalfeld iſt von dem Oſtpreußiſchen Tri⸗ 
bunal zu einer Geldſtrafe von 30 Thlrn. verurtheilt worden. 
Der zum Mitglied des Kuratoriums der höheren Bürger⸗ 
ſchule zu Hattingen gewählte Stadtverordnetenvorſteher 
Brandts iſt von der Regierung nicht beſtätigt worden. Ein 
Gleiches iſt dem in Kolberg zum Mitglied der Schuldepu- 
tation gewählten Konrektor iſch er widerfahren. 

Gegen den Abg. Aſſeſſor Lasker ſoll wegen feiner Wahl⸗ 
rede die Disziplinar-Unterſuchung eröffnet worden fein. 

In Koblenz iſt am 13. d. M. der General der Infanterie 
v. Bo nin plötzlich geſtorben. Derſelbe wurde bekanntlich bei 
Bildung des Miniſteriums der neuen Aera zum Kriegsminiſter 
ernannt und trat ſpäter ab, um dem Herrn von Roon Platz 
u machen. Man ſagte damals allgemein, daß er ſein 
Portefeuille niedergelegt habe, weil er den Reorganiſations⸗ 
Plan nicht billige. 

Schleswig ⸗Holſtein. Es wird vielfach die Nachricht 
verbreitet, daß Oeſterreich mit großem Nachdruck auf die 
Beendigung des proviſoriſchen Zuſtandes dringe. Man 
ſchenkt jedoch dieſer Nachricht keinen großen Glauben, iſt 
vielmehr der Anſicht, daß man in Wien nur auf eine gün 
fine Gelegenheit wartet, um von Preußen einen angemeſſenen 

reis für die Forderungen, welche man in Berlin für die 
Regelung der ſchleswig⸗holſtein ſchen Angelegenheit aufgeſtellt 
at, zu verlangen. In den Herzogthümern ſelbſt ſpricht ſich 
ie öffentliche Meinung immer deutlicher dahin aus, daß zum 
fiheren Beſtande des deutſchen Grenzlandes ein inniges bun ⸗ 


desſtaallſches Verhältniß mit Preußen nothwendig iſt. 3 
dieſem Lautwerden der öffentlichen Meinung zeigt fich für die 
preußiſche Regierung zugleich der Weg, welcher in der zwei⸗ 
ten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts als der allein zu⸗ 
läſſige zur Ordnung einer ſolchen Angeleßenheit angeſehen 
werden muß, nämlich der Weg der öffentlichen Abſtimmung 
des ganzen Volkes. DR 

eſterreich. Das Miniſterlum und der Reichsrath ftehen 
ſich noch immer ziemlich ſchroff gegenüber. Zwar iſt die Re- 
gierung der Forderung der Volksvertretung, die Ausgaben um 
etwa 27 Millionen zu ermäßigen, in fo weit entgegengekom⸗ 
men, daß fie ſich zur Herabſetzung des Budgets um 20 Mil- 
lionen bereit erklärt hat, aber es hat den Anſchein, als ob 
man ſich mit dieſer J nicht begnügen werde. Wenn 
nun auch einerſeits das Entgegenkommen des Miniſteriums 
ein ſehr weitgehendes genannt werden muß, ſo darf man 
doch andrerſeits die Volksvertretung, welche ſich damit nicht 
begnügen will, ſondern auf die Erfüllung ihrer ganzen For⸗ 
derung beſteht, nicht als hartnäckig und ſtarrſinnig bezeich 
nen. Der Zwieſpalt zwiſchen Miniſterium und Volkaver⸗ 
tretung iſt in Oeſterreich ein tieferer, als hier in der 
Budget⸗Berathung zu Tage tritt. Die Geſchichte des Be⸗ 
ee Bafsn in Galizien zeigt dies am deutlichſten. 
Dieſer Belagerungszuſtand iſt von der Regierung verhängt 
worden während der Reichsrath nicht zuſammen war, auf 
Grund eines Artikels der Verfaſſung, welcher der Regierung 
erlaubt, Ir Zeiten, in welchen der Reichsrath nicht zuſammen 
ift, ſelbſtſtändig Verordnungen zu erlaſſen. Der Reichsrath hat 
nun verlangt, daß ihm die Verordnung, welche den 
Belagerungezuſtand verhängt, zur nachträglichen Geneh⸗ 
migung reſpective Ablehnung vorgelegt werde. Die Re 
gierung weigert ſich dies zu thun, und zwar nicht nur in 
dieſem einen Falle, ſondern weil fie dies überhaupt nicht für 
nothwendig hält. Es iſt in Folge deſſen ein Antrag ein⸗ 
gebracht worden, durch welchen ausgeſprochen werden ſoll, 
daß alle Big Verordnungen außer Kraft treten, ſobald fie 


nicht in der nächſten Seſſion des Reichsrathes von dieſem 
genehmigt werden. 


Steuern und deren Bewilligung. 


Es kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß in dem 
Budgetrecht der 1 erelung der Schwerpunkt des kon⸗ 
ſtitutionellen Lebens liegt. So lange dieſes Budgetrecht nicht 
in voller Kraft beſteht, wird auf die Dauer die Volksvertre⸗ 
tung aus ihrer geſetzgeberiſchen Thätigkeit in die Stellung 
einer rein berathenden Verſammlung gedrängt werden, denn 
da in einem geordneten Staate die Anlehen und die neuen 
Steuern doch nur zu den Ausnahmen gehören, ſo wird der 
Druck, welchen die Volksvertretung dadurch auf eine Regierung 
ausüben kann, daß fie ihre Genehmigung zu einer beabſichtig⸗ 
ten Anleihe verſagt, nur in ſehr ſeltenen Fallen eintreten. 
Die Volksvertretung wird alſo meiſtens den Einfluß nicht 
beſitzen, Maßregeln der Regierung, die nach ihrer Ueberzeu⸗ 
gun; nachthellg And, zu verhindern, oder ein politiſches Syſtem, 
welches das Land in dle größten Gefahren ſtürzt, zu beſeitigen. 
Wir wiſſen recht wohl, mit welchen Gründen man die Auf. 
nahme einer Beſtimmung, durch welche die Volksvertretung in 
den Stand geſetzt wird, die Forterhebung der Steuern zu ver⸗ 
hindern und dadurch die Fortführung der Verwaltung unmöglich 
zu machen, bekämpft hat und noch bekämpft. Man ſagt, daß 
das Wohl und die Exiſtenz des Staates 9 über allen 
Parteiſtreitigkeiten ſtehen müſſe, und daß deshalb dieſe 
Exiſtenz nicht durch Parteikämpfe auf's Spiel geſetzt werden 
dirſe Wir nehmen die Berechtigung dieſer Beweisführung 
vollſtändig an, aber wir ſtellen ihr ganz einfach die Forderung 
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entgegen, Faß, dä eine ſolche Steuerderwelgerung nur ein: 
treten kann, wenn die überwiegende Mehrheit der Volks⸗ 
vertretung und des Volkes in entſchiedenem Gegenſatz zur 
Regierung ſteht, die Minorität nachgiebt und ihre An⸗ 
ſicht den Anſichten der Majorität unterordnet, um nicht die 
Exiſtenz des Staates auf das Spiel zu ſetzen. Gegen die 
Folgen eines übereilten Beſchluſſes ſchützt die Regierung das 
Recht, das Abgeordnetenhaus zu jeder Zeit aufzulsſen und 
durch eine Neuwahl zu erneuern. Wenn dann die Wähler, 
d. h. die Steuerzahler entſcheiden, daß ihr Geld nur in dem 
von ihren früheren Abgeordneten angegebenen Sinne verwandt 
werden ſoll, ſo ſollte damit die letzte Entſcheidung gegeben ſein. 

Unſere Berfaſſung weicht nun einmal von der aller an- 
deren konſtitutivnellen Staaten dadurch ab, daß der Volks⸗ 
vertretung das Recht der Steuerverweigerung fehlt. Die 
Budgetkommiſſion fordert in ihrem Generalbericht ein ſolches 
Recht auch nicht, fie hat ſich vielmehr mit einem Mittel be⸗ 
guügt, durch welches fie der unberechenbaren Steigerung des 
Ertrages der direkten Steuern eine beſtimmte, geſetzliche 
Schranke ſetzt, und zugleich bei einer tiefgehenden Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit die Regierung wenigſtens verhindert, 
außergewöhnliche Ausgaben zu machen, ohne daß dadurch 
die Fortführung der Age Staatsverwaltung 1 
wie gefährdet wird. Es bezieht ſich dieſes Mittel ledig⸗ 
lich auf die direkten Staatsſteuern, welche aber doch einen 
ſehr beträchtlichen Theil der Staatseinnahmen bilden, und 
welche beſonders der Regierung durch die gegebene Möglich⸗ 
keit einer lediglich durch ihre Veranlagung u bewirkenden 
Steigerung die Mittel zu außergewöhnlichen Ausgaben liefern 
können. Das Mittel beſteht in der Zerlegung der direkten 
Steuer in 12 einzelne Monatsraten, welche nach dem ange⸗ 
nommenen Steuerſatz berechnet werden. Statt nun der Re⸗ 
gierung die direkten Steuern ganz rückſichtslos, wie viel ſie 
| ließlich auch betragen werden, zu bewilligen, wird nur eine be- 
ſtimmte Summe bewilligt, und der Regierung die Ermächti⸗ 
ung ertheilt, daß ſie ſo viel Monatsraten erheben darf, bis die 
bewilligte Summe in ihren Händen iſt. Welche Folgen die 
Annahme eines ſolchen Grundſatzes haben würde, liegt auf der 
Hand. Angenommen, die direkten Steuern betragen in Preußen 
24 Millionen Thlr., ſo kann die Regierung dieſelben durch höhere 
Einſchätzungen, welche vielleicht der Steigerung des Wohlſtandes 
ufällig entſprechen können, um 10 Proz., alſo auf 26,400,000 
Th. ſteigern, und ſich fo etwa 2½ Million Thaler verſchaffen, 
mit denen ſie außerordentliche oder nicht bewilligte Ausgaben 
beſtreiten kann. Nimmt man aber das neue Prinzip an, 
und die Kammer hat der Regierung 24 Millionen an direkten 
Steuern bewilligt, fo wird fie dieſelben nach der alten Ein⸗ 
ſchätzung in 12 Monatsraten von je 2 Millionen erheben. 
Wollte ſie durch höhere Einſchätzung die Totalſumme der 
Einnahmen ſteigern, 1 würde bei einer Steigerung um 
2,400,000 Thlr. jede Monatsrate 200,000 Thlr. mehr be⸗ 
tragen, alſo würde mit 11 Monatsraten ſchon eine Summe 
von 24,200,000 Thlr. einkommen und ſomit nur unbedeutend 
mehr als veranſchlagt, eingenommen werden. 

Man ſieht alſo, eine ſolche Einrichtung würde der Re⸗ 
De die Möglichkeit nehmen, ſich für außerordentliche 
lusgaben Geld zu verſchaffen, ohne daß doch die Fortführung 
des Staates in Gefahr geriethe. Wir freuen uns im Inter⸗ 
effe einer geſetzlichen Entwickelung unſerer Staatsverhältniſſe 
über den Antrag der Budgetkommiſſton, und wenn auch in 
dieſem Augenblick die Hoffnung nicht groß iſt, dieſe wie 
manche andere Verbeſſerung jetzt zur Ausführung kommen 
zu ſehen, ſo iſt damit doch ein ſo wichtiger Grundſatz aus⸗ 
geſprochen, daß wir an der Einführung derſelben bei der nächſten 
günftigen Veränderung unſerer politiſchen Lage nicht zweifeln. 


Sprechſaal. 
Bei der Debatte über den Erlaß des Landraths im Eylauer 
Kreiſe in Bezug auf die Wahl des Herrn von Tettau, welchen 
Erlaß man von liberaler Seite als eine unzuläſſige Wahl⸗ 
beeinfluſſung bezeichnete, hat bekanntlich der Herr Miniſter des 
Innern die Behauptung aufgeſtellt, die jetzige Majorität fei 
nicht aus durchweg bewußten Wählern hervorgegangen. Es 
iſt in Folge diefer Behauptung der „Volkszeitung“ von 
einem Wähler jenes Kreiſes der folgende „Offene Brief 
an den Miniſter des Innern, Herr zu Eulenburg“, zu⸗ 
gegangen: 
„Herr Miniſter! In ihrer Rede, welche Sie den 3. d. M. 
im Hauſe der Abgeordneten gehalten haben, ſagen Sie: 
„Glauben Sie denn, daß die Majorität der Opposition von 
bewußten Wählern gewählt worden ſei? Nein, der größte 
Theil derſelben dachte: nun ich wähle blos fo, damit ich 
ſozial nicht inkommodirt werde, die Regierung wird ſchon fo 
vernünftig und ſtark ſein, nach Folgen, die aus ſolchen 
Wahlen entſpringen können, zu verhüten.“ 

Da dieſe Rede durch die Interpellation des Herrn Dr. 
Möller, wegen des Inſerats des Herrn Landraths von Kalk⸗ 
ſtein⸗Pr.-Eylau veranlaßt wurde, jo würde es den Mahl- 
männern der Kreife Heiligenbeil-Pr.-Eylau Niemand verdenken, 
wenn dieſelben ſich das Prädikat „unbewußte Wähler“ be⸗ 
ſonders zu Herzen ziehen. Da der Herr Miniſter aber ſagt, 
nur ein großer Theil wähle unbewußt, ſo müſſen wir an⸗ 
nehmen, daß unter dieſem großen Theil doch wohl nur die 
weniger Gebildeten und weniger Bemittelten gemeint ſind. 
Zu dieſen gehöre ich leider auch, denn ich habe nicht das 
Glück gehabt, höhere Schulen beſuchen zu können, alſo bin 
ich unbewußter Wahlmann. 

Nun, Herr Miniſter, kann ich Ihnen aber die hei⸗ 
ligſte Verſicherung geben, daß nicht nur ich, fon- 
dern viele Tauſende meines Gleichen mit dem 
größten Bewußtſein und nach vollſtändiger Ueberlegung 
die Herren der Oppoſition BL haben. . 

Damit Sie, Herr Miniſter, aber vollſtändig von unſerem 
Bewußtſein überzeugt werden, erlaube ich mir, einige 
Gründe, die uns zur Oppoſit ion antreiben, hier anzuführen. 

Erſtens möchten wir gerne, daß dite unfere Jungens, die 
geſund und ſtark ſind, zu Soldaten . Werden, nicht 
wie jetzt vielleicht der zehnte Mann; damit wenn uns der 
Feind einmal angreift, wir alle für unſern König und 
Vaterland zu kämpfen verſtehen, und da das Sol⸗ 
datenfein Geld und Jahre koſtet, nicht nur ein Theil für's 
Ganze büßen darf. Da nun aber eine große Armee ſehr 
viel Geld koſtet, ſo glauben wir, daß nur durch eine kürzere 
Dienſtzeit unſer vorbezeichneter Zweck erreicht werden kann. 
Darum Oppoſition. N 

Zweitens wäre es uns fehr lieb, wenn wir endlich eine 
beſſere Kreisordnung erlangen könnten: damit nicht nur 
die Herrn Rittergutsbeſitzer, ſondern jeder Stand vertreten 
wäre. Darum Oppoſition. a4: 

Drittens wünſchen wir, daß unfere Herrn a vom 
Staat ein fixirtes Gehalt bezögen, damit die Plackereien 
wegen Kalende und de e ein Ende neh⸗ 
men, welche es auch mitunter dem beſten Seelſorger ar 
lich machen, in Frieden mit ſeiner Gemeinde zu leben. Ebenſo 
wünſchten wir Trennung der Schule von der Kirche, damit 
die Lehre frei werde. Darum Oppoſttion. 8 

Wir wünſchten noch manches mehr, aber für unbewußte 
Wahlmänner dürfte Vorſtehendes ſchon zu viel ſein. 

Ich lebe der feſten Ueberzeugung, der Herr Miniſter wird 
in meinem Briefe durchaus keine Beleidigum finden, wenig⸗ 
ſtens beabſichtige ich eine ſolche durchaus nicht, pielmehr tft 
Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. II. der „Verfaſſung“ am 


es nur meine Abſicht durch dieſen Brief eine Be— 
leidigung zurückzuweiz 
Mühlenpächter in 


Ein „Berfaſſungstreue“ überſchriebener Aufſatz, welchen 
die Amtsblätter bringen, druckt im Eingange die Worte ab, 
welche König Friedrich Wilhelm IV. bei der Eidesleiſtung 
auf die Verfaſſung ſprach, darunter geſperrt folgende: „Lebens⸗ 
bedingung der Verfaſſung iſt, daß mir das Regieren 
mit ihr möglich gemacht wird. 0 
Artikel, daß in den erſten zehn Jahren Herrenhaus wie 
Abgeordnetenhaus auch am Staatshaushalt geſtrichen und 
neue Steuern verweigert, die Regierung dies Recht jedoch 
nicht beſtritten habe, was ſie damals habe thun können, 
weil aus dem Geiſt des Landtage hervorgegangen, daß er 
dem Könige das Regieren mit der Verfaſſung nicht unmöglich 
machen wolle, behauptet dann beweislos, die Fortſchrittspartei 
abe Unfrieden geſäet, worüber unſer Verfaſſungsleben beim 

taatshaushalt in's Stocken gerathen ſei, und fordert ſchließ⸗ 
lich die Patrioten auf, 496 König das Regieren mit der 

afkung möglich zu machen. . 
Wale a folgern: unſere Könige brauchen die 
Verfafſung nicht zu halten, wenn ihnen das Regieren mit 
ihr nicht möglich dünkt, fo irrt man, wie ſich leicht aus den 
uten alten preußiſchen Geſetzen zeigen läßt. 


rämer, 
Drangſitten bei Pr.⸗Eylau.“ 


Weiter erzählt der 


3. in Baden. Eleg. geh. Preis 1 Thlr. . 
& Ziegler, Franz a., Sandwehrmann Krille. 


ſondern ein Lebensbild. Eleg. geb. Preis 10 Sgr. 


5 2 2 44 
Die „Sorauer Zeitung 
5 (Redakteur: J. Fränkel) 
4 beginnt mit dem 1. April d. J. ein neues Abonnement, nach- 8 
dem fie längere Zeit durch Verwaltungsmaßregeln in ihrem $ 
J Erſcheinen verhindert war. Sie vertritt die Intereſſen des & 
J vernünftigen Fortſchritts, indem fie alle Zeſtfragen durch & 
Leit und andere Artikel von dieſem Standpunkte aus ber & 
leuchtet. — Im Feuilleton bringt fie Original⸗Erzählungen. & 
Gedichte ꝛe. — Durch einen Fragekaſten wird dem Publi- 8 
& kum e zu Beſprechungen über gemeinnützige An» 8 
3 gelegenheiten geboten. — Die dieſer Zeitung ſtets erwieſene & 
3 rege Theilnahme und deren bedeutender Leſerkreis verſpricht & 
3 für Inſerate den günſtigſten Erfolg, worauf die geehrten & 
3 Inſerenten noch ganz beſonders aufmerkſam gemacht werden. & 
3 Alle Parteigenoſſen werden hierdurch eingeladen, durch & 
& Abbonniren auf dieſe Zeitung, die bei allen Königl. Poft- & 
3 Anſtalten zum Preiſe von 10 ½¼ Sgr. pro Quartal zu beziehen 5 
J iſt, ſich einen dauernden Vorkämpfer für die Intereſſen des & 
J Fortſchritts in unſerer Stadt und Umgegend zu ſichern. 3 
: Die Expedition der „Sorauer Zeitung.“ 


BEELFPRPPLPLLPFFLLFPPPLPPFFPPPLFPPEPPELFPFPPLPPLFRR 
Soeben erſchien und iſt in allen Buchhandlungen vorrät 


Strauß, David Friedrich, Der Chriſtus des 
Eine Kritik des Schleiermacher'ſchen Lebens Jeſu. Nebft einer Beilage: Der Schenkel'ſche Handel 


hs 
emann, 5. A., Der Unteroffizier im Regiment Kolberg, Sophia Dorothea Jriederi rü 
Ritter des eiſernen Kreuzes und des ruſſ. Georgien⸗Ordens, aus 15 15 meren ehe iR Nabe 8 


Verlag von Franz Duncker in Berlin. 


Jene Eingangsworte enthalten nur eine politiſche 
Anſicht; enthielten fie aber ſelbſt einen Vorbehalt, ſo war 
er ohne Wirkung, und überdies hat ihn König Wilhelm I. 
bei feiner Eidesleiſtung nicht wiederholt, ſondern gemäß Ver⸗ 
faſſungsartikel 54 und 58 einfach geſchworen: „die Verfaſſung 
feſt und unverbrüchlich zu halten, und in Uebereinſtimmung 
mit derſelben und den Geſetzen zu regieren.“ 
Unſere allgemeine Gerichtsordnung, Theil J., Titel 10, 

lehrt im § 309 aber, übereinſtimmend mit den Geſetzen aller 
Länder und mit der allgemeinen Sittenlehre: „Dem Schwö⸗ 
renden iſt keine eigenmächtige Abänderung der einmal feſt⸗ 
ſtehenden Eidesformel, noch auch eine willkürliche Aus⸗ 
legung derſelben geſtattet.“ Ganz klar tritt die Ab. 
fat des Geſetzgebers, jeden perſönlichen Hintergedanken bei 
Leiſtung des Eides auszuſchließen, in der Formel hervor, 
welche nach § 334 bei Eidesleiſtung der Juden, welchen man 
in jener Zeit weniger Verſtändniß der allgemeinen Sitten- 
geſetze zutraute, hinzugefügt werden mußte. Dieſe Formel 
lautete: „Wiſſe, daß du nicht nach deinem Sinne 
und deiner Auslegung der Worte, ſondern nach 
dem Verſtande, den wir und die Richter mit den 
Worten verbinden, den Eid ablegeſt!“ 

In dieſem Sinne ift der Verfaſfungseid geleiſtet, und in 
dieſem Sinne wird er, deß ſind wir überzeugt, trotz alles 
Geſchreies bezahlter Schreiber, welche in ihrem Eifer weit 
über das Ziel hinaus ſchießen, gehalten werden. 


Glaubens und der Zeſus der Geſchichte. 


Eine Erzählung. leg. geh. Preis 10 Sgr. 


Im Verlage von Alexander Jonas in Berlin iſt er: 
ſchienen: 


Die preußiſche Militärfrage 
un 
das Hefe vom 3. September 1814. 


Zum allgemeinen Verſtändniß für das Volk 
kurz dargeſtellt 


von 
Dr. Guſtav Lewinſtein. 
a 2 Bog. 8. Preis 2½ Sgr. , 
Bei den bevorſtehenden Verhandlungen über die Yale 5 
wie künftigbin die Geſtaltung unſerer Armee fein wird, dürfte 5 
dieſe Schrift, welche in einfacher und klarer Weiſe die dabe 
n Betracht kommenden Fragen entwickelt, Manchem will 


5 kommen fei 
er 


Ein erfahrener Landwirth, welcher mehrere Jahre ein 
größeres Gut ſelbſtſtändi verwaltet hat, fucht ſobald als möglich 
eine Stelle als Inſpektor. Adreſſen sub X. T. 25 in der 
Expedition dieſes Blattes. 


— —ͤ— — EN 
Druck and Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


Neues Werk von Adolph Streckfuß! 


So eben iſt erſchlenen und durch alle Buch⸗, Kunſt⸗ und Kolportage-⸗Haublungen zu beziehen in Vieferun⸗ 
gen oder in Halbbänden: 


Die Woeltgeſchichte. 


Dem Volke erzählt 


von 


Adolph Streckfuß. 


Mit zahlreichen Illuſtrationen auf Tongrund. 


Alle 14 Tage erscheint eine Lieferung A 3 Bogen groß Format mit 3 — 4 Illuſtrationen. Preis nur: 4 Jor. 
Oder alle 8 Wochen ein Halbband, a 12 Bogen groß Format mit 12 16 Muftrationen. Preis nur: 16 Ser. 
Vollſtändig mit circa 20 Halbbänden, & 4 Lieferungen. 


Eine gewaltige Zeit iſt es, In der wir leben! Von den Ufern des Miſſiſſippi, von den Hochebenen Mexiko's, von den Gefilden der 
ſüdamerikaniſchen Pampas hinweß über die Kulturflächen der alten europälſchen Erde bis zu den himmelragenden Gebirgen jener fa ⸗ 
belhaften aſiatiſchen Reiche regt ſich das Menſchengeſchlecht, aufgewühlt bis in feine Tiefen, um eine neue Ordnung der Dinge her⸗ 
zuſtellen. 

Wenn wir dieſe ungeheuren Kämpfe verſtehen, ihren Verlauf mit klarem Blick verfolgen, ihren endlichen Ausgang berechnen 


wollen, müſſen wir jenes ehrwürdige Buch der Geſchichte aufſchlagen, das uns Nachricht giebt von der Menſchheit, von ihren Göttern 
und Helden, Künſtlern und Dichtern, Märtyrern und Tyrannen, von ihren Schlachten und nn en und Er⸗ 
findungen, von ibrer Schmach und ihrem Triumph, — von der graueſten Vorzeit bis auf unſere Tage: „Die Weltgefchichte iſt 
das Weltgericht!“ A 
Aber nicht nur Belehrung ſchöpfen wir aus jenem Quell, ſoudern auch eine Unterhaltung, wie fie feſſelnder 
dem e Geiſte nicht geboten werden kann; oder giebt es wunderbarere Märchen, als die Berichte von jenem 
Zauberlande Aegypten, deſſen Pyramiden und Spbinxe uns noch heute von den Mirakeln feiner Vergangenheit erzählen? Giebt es 
Dt Tragödien, als die Geſchichte eines Hannibal, Cäſar, Napoleon? — zartere Idyllen als die liebliche Erzählung von der 
chönheit des Lebens im alten Griechenland? Wiegt die Geſchichte der gewaltigen römiſchen Kämpfe mit den Barbaren die Geſchichte 
der Völkerwanderung, des deutſchen Reiches, der nordamerikaniſchen und franzöſtſchen Revolution nicht zwanzig Romane auf? 5 
Adolph Streckfuß, der berühmte Verfaſſer der „Deutſchen Geſchichte“ und der „Chronik von Berlin“, hat es. 
unternommen, jenes großartige Gemälde vor unſern Blicken zu entrollen; fein Name genügt, um verſichert zu fein, daß es Be ſchehen 
wird nicht in der trockenen Form älterer Geſchichtsforſcher, ſondern in der lebhaften, an gebben W iſe, die ihm allein eigenkhümlich 
iſt; ſagt doch einer der hervorragendſten Publiziſten von feinem neueſten Werk: 
„Aus dem Munde des Volkes zum Munde des Volkes zu fprechen, dafür iſt Streckfuf der 
„rechte Mann! Seine Geſchichte iſt durchaus in dem jetzt 70 ſelten gewordenen Tone der guten, 
„alten Erzählung gehalten, man hört und merkt den Dritten nicht, der zwiſchen dem Auge und 
„dem Bilde ſteht und dieſes im langſamen Wandel weiter gehen läßt. Er hat — um es technifch 
* bezeichnen — die Stärke feiner geſchichtlichen Darstellung in dem kulturhiſtoriſchen Geſchehen⸗ 
„laften, er ſorgt au feinen Figuren nicht blos für Zeichnung, auch für Farbe. Man lieſt unter: 
„haltſam friſchweg und hat am Ende auch ein ganz Stück gelerut. Schade, daß er nicht Lehrer 
e iſt, die Jungen würden ihm, wie Herwegh ſagt, „„im Spazierengehen geſcheidt““ 

„werden!“ 
Durch glänzende Illuſtratibnen iſt dem Werke ein Schmuck verliehen, der zum Verſtändniß der Geſchichte weſentlich beiträgt. 

Mit dem Schlußheft erhält jeder Subſkribent gegen die geringe Vergütigung von 10 Sgr. als Prämie: 


Das prachtvolle Schlachtenbild von F. Kaiſer: 
Blücher bei Belle⸗ Alliance. 


Die Lieferungen erſcheinen pünktlich und nach f Monaten ſo ſchnell hintereinander, daß jeder Subſkribent auf 
Wunſch in kurzer Zeit im Beſitz des vollſtändigen Werkes ſein kann. 2 

Und fo übergeben wir der Oeffentlichkeit ein Werk, das durch Gediegenheit des Inhalts, Eleganz der Ausſtat⸗ 
tung und Billigkeit des Preiſes wobl geeignet iſt, ein Gemeingut Aller zu werden und ſeinen Platz zu finden als der werth⸗ 
vollſte Schatz geiſtiger Unterhaltung für Kind und Kiudeskinder, gleichermaßen im Palaſt wie in der 


pie Verlagsbuchhandlung von Alexander Jonas in Berlin, 


